
ANTWORT vori HABERMAS auf den 11 NEGATIV·K.ATALOG" 

Wil' urrt~rstüt~eJn d~n Pr~t~frt. \:rn~~r~:t'. Stud~nt~n. gt}g@:,:n Gefahren einer 
technokratischen Hochschulreform, vor denen wir ·seit Jahren warnen. 
Freilich darf dieser Protest nicht von .klar definierten Zielen . 
_einer Veränderung gerade des insti tuttonellen Rahmens ahsehen, der 
durch ein rr~ues Hochscihulgesetz festgelegt wird~ · 
Wir begrüßen ~errier~ daß die vereirizelten Ihitiativen von studenti­
schen, Gruppen, · -für eine didak.tieche und inhaltliche Neuordnung ihrer 
.Studiengänge Konzepte zu erarbe·iten, nun ein vrei tes Echo gefunden 
haben. Wir.bekräftigen unser wiederholt bewiesenes Tnteresse daran, 
die unerträglichen Bedingungen des Massenstudiums zu verändern, einen 
Lehrbetrieb zu schaffen, der den Bedürfnissen der Studierenden eben­
so gerecht wird, wie den immanenten Anforderungen unserer Wissen„ 
schaft. Das kann nur durch eine kontinuierliche und breite Diskussion 
aller Beteiligten erreicht we~den. Die Arbeits- und Projektgruppen, 
die sich in den letzten Tagen gebildet haben, sind dazu ein erster 
Schritt. Wir wollen nicht, daß diese Initiative scheitert. 
Ein Teil der Studenten verknüpft aber die berechtigten Vfüiische mit 
Forderungen, die weder grundsätzlich noch politisch gerechtfertigt 
werden können. Der sogenaru1te Negativ-Katalog hat ausschließlich 
propagandistischen Stellenwert. Er.dient einer Ta~tik der Konfron­
tation um jeden Preis, die zur Selbstzersttirung führen muß. 
Zu den Forderungen im Einzelnen: 

1) Studienleistungen, die für die Dozenten des Faches er­
kennbar und nachprüfbar sind, werden wie bisher durch 
Scheine bestätigt, wenn sie Kriterien wissenschaft­
lichen Arbeitens genügen. 

2) Mit der Grundsatzdiskussion über Form und Inhalt des S 
Studienganges in Soziologie muß selbstverständlich auch 
die gegenwärtige .Diplomordnung in Frage gestellt werden. 
Wir sind darüberhinaus der Meinung; daß überhaupt die. 
Abschaffung des soziologischen Diplomstudiums überlegt.:... 
werden sollte. Eine Änderung der P:rtifi.:mgsordnung ist je­
doch nach geltendem Recht nur durch gel!leinsamen Beschluß 
der Wirtschafts .... und Sozialwissenschaftlichen und der 
philosophischen Fakultät möglich. Das Vordiplom kann 
nicht 11 ausgesetzt 11 werden, wenn damit gemeint ist, daß 
die prüfungsberechtigten Hochschullehrer p±üfungsbereite 
Kandidaten, die den Anspruch darauf haben, ein Vordiplom 
abzulegen, die Prüfung verweigern.sollen. . 

3) Das Vorschlagsrecht für·die Berufning auf Lehrstühle lie­
gt heute bei der Fakultät. Nur ein neues Hochschulgesetz. 
kann das ändern. Die Einstellung von wiss. Mitarbeitern 
und Angestellten des Seminars ist Sache der Direktoren. 
Diese Kompetenzen können und sollen in einer künftigen 
Semina.rordnung neu geregelt werden. Bis dahin halten 
wir uns an die bestehenden Regelungen. 

4) Nach unserem Vorschlag soll in Zukunft eine drittelpari­
tätisch besetzte Seminarversammlung über die Verwendung 
der Haushaltsmitte1,des Seminars entscheiden. Eine Re­
gelung die den Studenten vrenigstens die Hälfte der Stim-a 

men in diesem Organ sichert, halten wir nicht für ver­
tretbar. Sie widerspricht der inneren Differenzierung 
einer nach Funktionen arbei tsteilig geg_l iederten Ins­
titution der wissenschaftlichen Lehre. 

5) Wir verstehen, daß Studenten, solan~e die Ordinarien 
allein über Haushaltsmittel verfügen, eigeneMittel zur 
autonomen Verwaltung fordern. Eine korporative Sonder­
regelung für Studenten kann aber nur im Sinne einer 
Schutzfunktion gerechtfertigt werden. Bei einer drittel­
paritätischen Zusammensetzung der Seminarversarnrnlung 
entfällt die Notwendigkeit für eine solche Pri vilegierung ,, 
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zusammenfassend stellen wir fest: 

Die Auflagen, mi,:; denen die Technokraten des verselbst­
ständigten Protestes den berechtigten ·widerstand der Studenten 
zu neuen Konfrontationen und vorhersehbaren Niederlagen manövrie­
ren wollen, sind ungerechtfertigt. Ebensowenig lassen die Pressionen, 
derer sie sich dabei. bedienen, legitimieren. Wir drängen, wie jeder­
man weiß, auf eine en.urgische Hochschulreform; uns gegenüber braucht 
sich niemand Diskussionen mit Gewalt zu erzwingen. Wir haben bereits 
ara Ende des verga.hgenen Semesters den Vorschlag zu einer Seminar­
ordnung vorgelegt, auf die bisher vonseiten der Studenten nicht 
gaantwortet worden ist. 




